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Jens Ridderbusch ist Refe-
rent im Referat „Sozial-
wissenschaftliche Analy-
sen, Familienwissen-
schaftliche Forschungs-
stelle“ des Statistischen
Landesamtes Baden-
Württemberg

Ludwig Georg Braun, der Präsident des Deut-

schen Industrie- und Handelskammertages

(DIHK), wirbt für den Ausbau der Kinderbe-

treuung als „eine notwendige Investition in die

Zukunft … des Wirtschaftsstandortes Deutsch-

land“.1  Das verstärkte Engagement des DIHK

und anderer Wirtschaftsverbände weist darauf

hin: Aus demografischer und volkswirtschaft-

licher Sicht sprechen gute Gründe für einen

bedarfsgerechten Ausbau der Kindertagesbe-

treuung. Ein verbessertes Betreuungsangebot

würde den Erwerbswünschen vieler Mütter

entgegenkommen und vielen Familien höhere

Einkommen ermöglichen. Auch die Folgen des

demografischen Wandels könnten möglicher-

weise besser bewältigt werden: Eine weitere

Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit würde

dem zu erwartenden Rückgang des Arbeits-

kräftepotenzials entgegenwirken. Gute Rah-

menbedingungen für eine Vereinbarkeit von

Beruf und Familie können auch die Entschei-

dung für Kinder wieder leichter machen. Der

bedarfsgerechte Ausbau der Kindertagesbe-

treuung ist aus volkswirtschaftlicher Sicht

eine lohnende Investition, für die privaten wie

für die öffentlichen Haushalte. Nicht zuletzt die

gegenwärtig zurückgehenden Kinderzahlen

bieten die Chance für einen konsequenten

Umbau und Ausbau des westdeutschen Be-

treuungssystems.

Wirtschaftsverbände machen sich
stark für Kinderbetreuung

„Sowohl aus volkswirtschaftlicher Sicht als
auch aus Unternehmenssicht hält der DIHK
den Ausbau der Kinderbetreuung in Deutsch-
land für dringend erforderlich“, heißt es in der
aktuellen DIHK-Stellungnahme zum Tagesbe-
treuungsausbaugesetz, das jüngst vom Bundes-
kabinett beschlossen wurde. Das Bundesfami-
lienministerium sucht beim Thema Kinderbe-
treuung den Schulterschluss mit allen wichtigen
Wirtschaftsverbänden und Kammern, gemein-
sam wurde Anfang des Jahres auf Bundes-
ebene die „Allianz für die Familie“ ins Leben
gerufen. Die baden-württembergische Landes-
regierung ihrerseits hat nach der Neufassung

des Kindergartengesetzes und der neu einge-
führten Förderung von Kinderkrippen und Ta-
gespflege im Juli 2003 die „Zukunftswerkstatt
Familien“ gegründet, um gemeinsam mit den
Kommunen, Kirchen, Unternehmen, Sozial- und
Wirtschaftsverbänden im Land die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie voranzubringen.

In den Regionen, Kreisen und Kommunen Ba-
den-Württembergs sind bereits etliche lokale
Aktionsbündnisse für Familien entstanden, eben-
falls unter Beteiligung von Wirtschaftskammern
und ortsansässigen Unternehmen. Dies doku-
mentiert auch das Internetportal www.familien-

freundliche-kommune.de, das die Familien-
wissenschaftliche Forschungsstelle im Auftrag
des baden-württembergischen Sozialministe-
riums betreibt (i-Punkt).

Die verstärkte Zusammenarbeit aller gesell-
schaftlichen Akteure zugunsten von Familien
und Kindern ist eine Reaktion auf den grund-
legenden Wandel der Bevölkerungsstruktur
und des familialen Zusammenlebens, wie er
sich in den letzten Jahrzehnten vollzogen hat
und in der jüngsten Zeit auch zunehmend poli-
tische Priorität bekommt.

Ausbau der Kindertagesbetreuung hat Vorteile

für die Volkswirtschaft

 1 Pressemitteilung des
DIHK vom 15. Januar
2003, ähnlich am 8. Ja-
nuar 2004.
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*) Frauen im Alter von 20 bis unter 60 Jahren mit im Haushalt
lebenden minderjährigen Kindern.

Quelle: Mikrozensus

%
70

60

50

40

30

20

10

0

Erwerbstätige Mütter insgesamt

Teilzeiterwerbstätige Mütter

49

25

58

34

68

46



4

Titelthema Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 11/2004

Zwei Drittel der Mütter sind
heute erwerbstätig

Einhergehend mit dem gestiegenen Bildungs-
niveau sowie dem Wandel der Geschlechter-
rollen und familialen Lebensentwürfe hat die
Erwerbsorientierung der Frauen in Westdeutsch-
land in den vergangenen Jahrzehnten deutlich
zugenommen. Die Mehrheit der Frauen kom-
biniert heute Familien- und Erwerbstätigkeit,

das Alleinverdiener-Modell hat erheblich an
Bedeutung verloren. Im Zeitraum 1985 bis 2003
stieg die Erwerbstätigenquote der Frauen mit
Kindern in Baden-Württemberg laut Mikrozenus
von 49 % auf 68 % an. Hintergrund ist eine deut-
liche Zunahme von Teilzeitarbeitsplätzen: Im
Jahr 1985 war etwa die Hälfte der erwerbstäti-
gen Frauen mit Kindern teilzeitbeschäftigt, im
Jahr 2003 arbeiteten über zwei Drittel Teilzeit
(siehe Schaubild 1).

Projekt Familienfreundliche
Kommune

Das Service-Portal www.familien-
freundliche-kommune.de unterstützt die
kinder- und familienfreundlichen Aktivitäten
in den Gemeinden, Städten, Kreisen und
Regionen. Es bietet eine gemeinsame Platt-
form für den Informations- und Erfahrungs-
austausch zur kommunalen Familienpolitik.
Im Sinne des Prinzips „Lernen von den Bes-
ten“ werden beispielhafte lokale Aktivitäten
für mehr Kinder- und Familienfreundlichkeit
vorgestellt.

Das Service-Portal wird betreut von der
Familienwissenschaftlichen Forschungs-
stelle im Statistischen Landesamt und wird
gefördert vom Sozialministerium Baden-
Württemberg.

Beispiel Heilbronn-Franken: Gemeinsam auf

dem Weg zur kinderfreundlichsten Region

Heilbronn-Franken geht die Herausforde-
rungen durch zurückgehende Kinderzahlen
und den Wandel der Altersstruktur offensiv
und ideenreich an: Die Region will zu einer
der kinder- und familienfreundlichsten Re-
gionen in Deutschland werden. Industrie-
und Handelskammer, Handwerkskammer,
Regionalverband, Arbeitgeber und Gewerk-
schaften sowie zahlreiche Städte und Ge-
meinden arbeiten dabei eng zusammen.

Ein Ausgangspunkt war die Studie „Projekt
Zukunft – Heilbronn-Franken 2020“, die die
Industrie- und Handelskammer bei der Prog-
nos AG in Auftrag gegeben hatte. Darin
werden die Schaffung familienfreundlicher
Strukturen und eine dauerhaft familien-
freundliche Gemeindeentwicklung als wich-
tige strategische Ziele für den Wirtschafts-
standort Heilbronn-Franken herausgestellt.
Mit der Umsetzung sind seitdem mehrere
Arbeitskreise beauftragt, hochrangig besetzt
mit Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft

und Bürgerschaft. Im Arbeitskreis „Familien-
gerechte Gemeinde“ beispielsweise haben
sich Bürgermeister aus der Region zusam-
mengeschlossen, um die kinder- und familien-
freundliche Infrastruktur ihrer Gemeinden
auf den Prüfstand zu stellen und weiter zu
verbessern.

In diesem Zusammenhang steht auch das
Modellprojekt „Infrastruktur und demogra-
fischer Wandel“, das Regionalverband, IHK
und Handwerkskammer sowie Bad Mergent-
heim, Untergruppenbach und Wüstenrot
gemeinsam gestartet haben. Das Projekt
war beim Wettbewerb „Modellvorhaben der
Raumordnung“ (MORO) erfolgreich und
wird durch Bundesmittel gefördert. Schwer-
punkte des Projekts sind unter anderem der
Ausbau der Kinderbetreuung und die bes-
sere Vereinbarkeit von Beruf und Familie.

Die Modellkommunen suchen gemeinsam
mit den Eltern, freien Trägern und ortsan-
sässigen Unternehmen nach praktikablen
Lösungen, um Betreuungsangebote flexi-
bler zu gestalten und mehr Ganztagsange-
bote für alle Altersgruppen zu schaffen. Die
Qualifizierung der Tageseinrichtungen wird
mit speziellen Weiterbildungen und Work-
shops für Erzieher/-innen durch die Akade-
mie für Information und Management (her-
vorgegangen aus der IHK) begleitet. Für
junge Mütter, die in ihren Beruf zurückkehren
wollen, bieten die Akademie und die Hand-
werkskammer individuell zugeschnittene
Beratungs- und Qualifizierungsmodule so-
wie Teilzeit-Ausbildungen an.

Eine Übersicht über die Bildungsangebote
und Betreuungsmöglichkeiten in der Region
bietet das Bildungsportal „Lernende Region
Heilbronn-Franken“. Das Portal ist im Zuge
eines weiteren gemeinsamen Modellprojek-
tes unter Federführung der IHK entstanden.

Weitere Informationen unter
www.familienfreundliche-kommune.de
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Erwerbswünsche wachsen weiter,
Betreuungswirklichkeit hinkt hinterher

Die Erwerbswünsche vieler Frauen gehen über
den derzeit verwirklichten Erwerbsumfang deut-
lich hinaus. Nach einer Studie des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin)
wünschen sich in Westdeutschland knapp 70 %
der nicht erwerbstätigen Mütter mit Kindern
bis zu 12 Jahren die Aufnahme einer Erwerbs-
arbeit.2  Viele erwerbstätige Mütter wollen ihre
Arbeitszeiten ausdehnen: In der jüngsten Um-
frage „Perspektive Deutschland“ von McKinsey
u.a. sagen 72 % der berufstätigen Frauen mit
Kindern unter 14 Jahren, dass sie mehr Stun-
den in der Woche arbeiten würden, wenn die
Kinderbetreuung besser wäre. Von den befragten
Müttern aus Baden-Württemberg sagen dies
sogar 78 %.3

Ein zunehmender Anteil der Mütter will früh-
zeitig wieder in das Erwerbsleben einsteigen
und nicht abwarten, bis alle Kinder im Kinder-
garten oder in der Schule betreut werden. Nach
einer Befragung des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) in Westdeutschland
wollen lediglich 14 % der Frauen mit Kindern
unter 3 Jahren, dass nur ein Partner erwerbs-
tätig ist.4  Rund zwei Drittel der befragten Frauen
bevorzugen das Arbeitszeitmodell Vollzeit/Teil-
zeit (Schaubild 2).

Zu einem ganz ähnlichen Ergebnis kommt die
jüngst vorgestellte Allensbach-Studie zu „Ein-
flussfaktoren auf die Geburtenrate“ in Deutsch-
land: 62 % der 18- bis 44-jährigen Frauen raten
jungen Müttern mit kleinen Kindern, nicht aus
dem Beruf auszuscheiden, sondern weiter er-
werbstätig zu bleiben. Die Mehrheit rät in
dieser Phase zu einer Teilzeitbeschäftigung.5

Die Wirklichkeit sieht heute noch anders aus.
Laut Mikrozensus sind in Baden-Württemberg
43 % der Frauen mit jüngstem Kind unter 3 Jah-
ren nicht erwerbstätig, 20 % nehmen die Eltern-
zeit in Anspruch, 35 % der Frauen mit Klein-
kindern sind aktiv erwerbstätig. Die Erwerbs-
aufnahme bzw. die Ausdehnung der Arbeits-
zeiten scheitert oftmals an fehlenden oder un-
flexiblen Betreuungsangeboten und starren
Arbeitszeitregelungen. Insbesondere bei der
Kleinkindbetreuung besteht in den Flächen-
ländern Westdeutschlands ein deutlicher Nach-
holbedarf: In Baden-Württemberg liegt der
durchschnittliche Versorgungsgrad für Kinder
unter 3 Jahren bei unter 5 %, einschließlich des
geschätzten Umfangs an Tagespflegeplätzen,
wobei in den letzten Jahren die Zahl der Be-
treuungsplätze schon deutlich gestiegen ist.6

Vorsichtige Abschätzungen für Baden-Württem-
berg gehen davon aus, dass heute bereits für

mindestens 15 % bis 20 % der Familien mit
Kleinkindern unter 3 Jahren ein konkreter Be-
darf an außerhäuslicher Betreuung besteht.7

Angesichts der wachsenden Erwerbswünsche
ist davon auszugehen, dass zunehmend mehr
Eltern ein solches Angebot nachfragen, wenn
es in ihrer Gemeinde vorhanden ist.

Steigende Frauenerwerbstätigkeit kann
demografischen Umbruch mildern

Die weitere Entwicklung der Frauenerwerbs-
tätigkeit hat einen wichtigen Einfluss auf das
zukünftige Arbeitskräftepotenzial. Aufgrund
der demografischen Entwicklung wird die Zahl
der Erwerbspersonen in Deutschland in den
nächsten Jahrzehnten deutlich sinken. Nach
Berechnungen des Instituts der deutschen Wirt-
schaft (IW Köln) wird die Zahl der Erwerbs-
personen im Alter von 15 bis 65 Jahren von
heute knapp 41 Millionen auf voraussichtlich
32 Mill. im Jahr 2050 zurückfallen, sofern die
Erwerbsbeteilgung auf dem heutigen Niveau
konstant bleibt und keine Gegenmaßnahmen
ergriffen werden.8  Der Rückgang des Arbeits-
angebotes wird damit in einer Größenordnung
liegen, die selbst durch einen weit gehenden
Abbau der Arbeitslosigkeit nicht kompensiert
werden könnte.9

Als arbeitsmarktpolitische Gegenmaßnahmen
kommt u.a. neben der Erhöhung des Renten-
eintrittsalters und der Verkürzung von Schul-
und Studienzeiten die gezielte Förderung der
Erwerbsbeteiligung von Frauen in Betracht.
Nach Einschätzung des IW ist dies mit der effek-
tivste Ansatz, um den Rückgang des Erwerbs-
personenpotenzials spürbar zu bremsen, ohne

S2
Aktuelle und gewünschte Arbeitszeitmodelle
von Familien mit kleinen Kindern*)
in den alten Bundesländern 2000
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*) Familien mit jüngstem Kind unter 3 Jahren in den alten Bundesländern 2000.

Quelle: IAB-Werkstattbericht 12/2002.
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quetekommission „Demo-
graphischer Wandel“,
Drucksache 14/8800 vom
28. März 2002.
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ihn allerdings aufzuhalten. Die Zahl der Er-
werbspersonen im Jahr 2050 würde demnach
lediglich auf 35 Mill. zurückgehen (Schaubild 3).

Für Baden-Württemberg ergibt sich nach der
aktuellen Erwerbspersonenvorausrechnung ein
ähnliches Bild, wenn auch der Rückgang des
Erwerbspersonenpotenzials aufgrund der etwas
günstigeren demografischen Entwicklung nicht
ganz so hoch ausfällt wie im Bundesdurch-
schnitt.10  Ohne Gegenmaßnahmen wird die
Zahl der Erwerbspersonen von heute 5,3 Mill.
zunächst noch bis 2020 auf voraussichtlich 5,6
Mill. ansteigen und dann bis 2040 auf voraus-
sichtlich unter 5 Mill. abfallen. Der Anteil der
Erwerbspersonen an der Gesamtbevölkerung
wird demnach im Jahr 2040 lediglich 45 % be-
tragen, gegenwärtig sind es 50 % (Schaubild 4).

Unter der Annahme, dass die Erwerbsquote von
Frauen in den nächsten Jahrzehnten moderat
ansteigt, ohne sich jedoch an die Erwerbsquote
der Männer anzugleichen, ergibt sich folgende
Entwicklung: Bis 2020 würde die Zahl der Er-
werbspersonen zunächst auf voraussichtlich
6,1 Mill. ansteigen und dann bis 2040 auf vor-
aussichtlich 5,5 Mill. zurückgehen. Der Anteil
der Erwerbspersonen an der Gesamtbevölke-
rung läge demnach im Jahr 2040 bei knapp
unter 50 %, also lediglich knapp unter dem
Ausgangsniveau von 2002.

Die zunehmende Erwerbsorientierung von
Frauen kann somit den demografisch bedingten
Rückgang des Arbeitskräftepotenzials verzö-
gern, insbesondere wenn weitere arbeitsmarkt-
politische Maßnahmen hinzukommen. Die mit
dem Rückgang des Arbeitsangebots verbun-
denen Anpassungsprobleme für Produktion
und Konsum, öffentliche Haushalte und soziale
Sicherungssysteme könnten insgesamt etwas
abgemildert werden.

Gute Vereinbarkeit von Familie und
Beruf erleichtert Entscheidung für Kinder

Angesichts der gesamtwirtschaftlichen Folgen
des demografischen Wandels kommt der an-
haltend niedrigen Geburtenrate in Deutschland
eine besondere Bedeutung zu. In Zeiten einer
zunehmenden Erwerbsorientierung von Frauen
kann ein spürbarer Ausbau der außerhäuslichen
Kinderbetreuung neben anderen Maßnahmen
mit dazu beitragen, die Entscheidung für Kinder
wieder leichter zu machen.

Eine hohe Frauenerwerbstätigkeit muss nicht
immer zwangsläufig mit niedrigen Geburten-
raten einhergehen, wie dies in den vergange-
nen Jahrzehnten für Deutschland und andere
westeuropäische Länder der Fall war. Es gibt
keinen feststehenden kausalen Zusammen-
hang zwischen Erwerbsverhalten und Fertili-
tät. Es gibt Länder, die eine gute Vereinbarkeit
von Beruf und Familie gewährleisten und die
trotz hoher Frauenerwerbsquoten auch hohe
Geburtenraten aufweisen. Insbesondere die
Betreuungssituation für Kinder unter 3 Jahren
kann wesentlich mit dazu beitragen, wie eine
Studie der OECD zeigt.11

In Nordeuropa beispielsweise (Dänemark,
Finnland, Norwegen, Schweden) konnten trotz
hoher und kontinuierlich steigender Frauen-
erwerbsquote Ende der 80er-Jahre wieder an-
steigende Geburtenraten festgestellt werden.12

Wenn auch dort zwischenzeitlich wieder rück-
läufig, so liegen die Geburtenraten in Nord-
europa heute auf einem deutlich höheren Niveau

S3
Erwerbspersonen in Deutschland 2000
und Vorausrechnung bis 2050*)
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*) Erwerbspersonen im Alter von 15 bis 65 Jahren; Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft, basierend auf
OECD-Prognose der Erwerbsbeteiligung.
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*) Für Basisjahr 2002 Ergebnisse des Mikrozensus, für 2020 und 2040 Erwerbspersonenvorausrechnung
des Statistischen Landesamtes.
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als in Deutschland oder in südeuropäischen
Ländern wie Griechenland, Italien oder Spanien.
In Nordeuropa wird tendenziell eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie erreicht,
worauf die höheren Betreuungsquoten für un-
ter 3-Jährige hinweisen (Schaubild 5).

Deutschland liegt im europäischen Vergleich
mit einer Geburtenrate von 1,34 Kindern je Frau
und einem Versorgungsgrad für unter 3-Jährige
von durchschnittlich 10 % im unteren Drittel.
Die Diskrepanz zwischen Kinderwunsch und
Wirklichkeit ist hier zu Lande erheblich. Dies
zeigt zuletzt wieder die Umfrage „Perspektive
Deutschland“ von McKinsey u.a.: Demnach
wünschen sich Frauen im Alter von 20 bis 34
Jahren im Durchschnitt 1,8 Kinder (einschließ-
lich bereits geborener). Ein Viertel der Frauen,
die derzeit keinen Kinderwunsch haben, kann
sich vorstellen, sich bei einem verbesserten
Angebot von Betreuungsplätzen doch noch
für ein Kind zu entscheiden.

Vor übergroßen Erwartungen ist allerdings zu
warnen: Für die anhaltend niedrigen Geburten-
raten in Deutschland sind vielfältige Ursachen
verantwortlich. Die Gründe für das Geburten-
verhalten reichen von der Pluralisierung der
Lebensformen und veränderten Ansprüchen
an Partnerschaft und Elternschaft über die
nachteilige finanzielle Situation von Familien
bis hin zur schwierigen Vereinbarkeit von Aus-
bildung, Beruf und Familie angesichts langer
Ausbildungszeiten, unflexibler Arbeitszeiten
und unzureichender Kinderbetreuung.13

Soll die Entscheidung für Kinder langfristig
wieder leichter werden, erscheint ein Bündel
aufeinander abgestimmter familienpolitischer
Maßnahmen erforderlich: Neben Betreuungs-
angeboten für alle Altersgruppen in ausreichen-
der Zahl, Qualität und zu erschwinglichen Prei-
sen sind unter anderem auch flexible Arbeits-
zeitmodelle und neue Arbeitsformen wie etwa
Telearbeit gefragt. In den alten Bundesländern
müsste insbesondere auch ein Bewusstseins-
wandel einsetzen und die traditionelle Vorstel-
lung verabschiedet werden, dass Mutterrolle
und Beruf nicht vereinbar sind.14

Der Ausbau der Kinderbetreuung
ist eine lohnende Investition

Gelingt es, durch den bedarfsgerechten Ausbau
der Kinderbetreuung und begleitende familien-
freundliche Maßnahmen mehr Müttern die Auf-
nahme einer Erwerbsarbeit zu ermöglichen,
dann führt dies zu Mehreinnahmen und Ein-
sparungen für die öffentliche Hand. Das Deut-
sche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW
Berlin) hat die Brutto-Einahmeeffekte für die
öffentlichen Haushalte und die Sozialversiche-
rungsträger mittels Einkommensschätzungen
und Einkommenssteuersimulationen berechnet.
Berücksichtigt werden Mütter in Westdeutsch-
land, die arbeitslos gemeldet sind oder in ab-
sehbarer Zeit wieder erwerbstätig sein möchten
(so genannte stille Reserve) und deren jüngste
Kinder im Alter von 2 bis 12 Jahren bislang
nicht ganztägig betreut werden.15

S5
Kinderzahlen, Betreuungsangebote und Frauenerwerbstätigkeit
im internationalen Vergleich

1) Frauen im Alter von 15 bis 44 Jahren. – 2) In staatlichen und privaten Einrichtungen. – 3) Frauen im Alter von 30 bis 34 Jahren.

Quelle: U.S. Census Bureau und Eurostat 2000, OECD 2001.
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13 Lipinksi, Heike/Stutzer,
Erich: Wollen die
Deutschen keine Kinder?,
in: Statistisches
Monatsheft 6/2004.

14 Klein, Alexandra: Kinder-
losigkeit in Baden-Würt-
temberg, in: Statistisches
Monatsheft  Baden-
Württemberg 3/2004.

15 BMFSFJ/DIW: Abschät-
zung der Brutto-Einnah-
meeffekte öffentlicher
Haushalte und der Sozial-
versicherungsträger bei
einem Ausbau von Kin-
dertageseinrichtungen,
Berlin 2002.
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� Mehreinnahmen durch höhere Erwerbsbe-

teiligung: Könnten durch den bedarfsgerechten
Ausbau der Betreuungsangebote in West-
deutschland alle erwerbslosen Mütter (1,6 Mill.
Frauen) entsprechend ihren Wünschen eine Er-
werbstätigkeit aufnehmen, wäre mit zusätzli-
chen Steuermehreinnahmen von bis zu 6 Mrd.
Euro und zusätzlichen Sozialversicherungsbei-
trägen von bis zu 8,9 Mrd. Euro pro Jahr zu rech-
nen. Geht man davon aus, dass angesichts des
Fachkräftemangels vor allem erwerbslose Müt-
ter mit Hochschulabschluss (148 000 Frauen)
gute Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben, so
würde allein diese Gruppe bei einer Erwerbs-
aufnahme Einkommensteuern von jährlich bis
zu 1,1 Mrd. Euro und Sozialversicherungsbei-
träge von bis zu 1,4 Mrd. Euro pro Jahr erwirt-
schaften (Tabelle).

� Einsparungen von Sozialhilfe: Bei der Sozial-
hilfe kommt es zu Einsparungen, wenn arbeits-
losen Müttern passgenaue Betreuungsmöglich-
keiten vermittelt werden können und dadurch
eine Erwerbsaufnahme ermöglicht wird. Be-
rücksichtigt man lediglich die allein erziehen-
den Mütter mit Kindern bis zu 12 Jahren in
Westdeutschland (244 000 Frauen) und würde
ihnen den Ausstieg aus der Sozialhilfe ermög-
lichen, ergäbe sich ein Einsparpotenzial von bis
zu 1,5 Mrd. Euro pro Jahr. Geht man davon aus,
dass allein Erziehende mit einem Schulabschluss
eher eine Erwerbstätigkeit finden, verbleiben
Einsparmöglichkeiten von rund 580 Mill. Euro.

� Mehreinnahmen durch neue Arbeitsplätze:

Der bedarfsgerechte Ausbau der Kinderbe-
treuung würde nach dem Berechnungsmodell
des DIW gemäß der Maximal-Variante bis zu
430 000 neue Arbeitsplätze für Fachkräfte in
Kindertageseinrichtungen schaffen. Daraus er-

gäben sich weitere Steuermehreinnahmen von
bis zu 1,3 Mrd. Euro sowie zusätzliche Sozial-
versicherungsbeiträge von bis zu 4,4 Mrd. Euro
jährlich.

Die Einnahmeeffekte übersteigen die entspre-
chend erforderlichen Betriebsausgaben für Ganz-
tagesangebote je nach Berechnungsvariante um
gut das Doppelte. Wenn zum Beispiel 1 000 Aka-
demikerinnen mit einem Kind im Krippenalter
durch ein Betreuungsangebot entsprechend
ihren Wünschen eine Erwerbstätigkeit aufneh-
men könnten, würden sie zusätzlich 18,5 Mill.
Euro Einkommensteuer und Sozialversiche-
rungsbeiträge pro Jahr erwirtschaften. Hinzu
kämen weitere 2,6 Mill. Euro pro Jahr durch die
zusätzliche Beschäftigung von Betreuungsper-
sonal. Demgegenüber stehen Betriebskosten
für das Ganztagesangebot in Höhe von 9 bis
10 Mill. Euro.

� Familien können höhere Einkommen erzie-

len: Bedarfsgerechte und finanziell erschwing-
liche Betreuungsangebote ermöglichen Fami-
lien, die Erwerbsarbeit auszudehnen und in-
folgedessen unmittelbar höhere Einkommen
zu erzielen. Zudem ergibt sich ein mittelbares
Mehreinkommen, weil mit zukünftig höheren
Lohnsätzen zu rechnen ist, wenn keine längere
Erwerbspause eingelegt wird.

Wird die Einnahme- und Ausgabeseite der Eltern
bei der volkswirtschaftlichen Betrachtung mit
berücksichtigt, ergibt sich ein noch günstigeres
Kosten-Nutzen-Verhältnis für die Kindertages-
betreuung, wie eine Anaylse für die Kinder-
tagesstätten der Stadt Zürich zeigt. Das Ergeb-
nis: Aus volkswirtschaftlicher Sicht fließen pro
Franken, der in den Betrieb der Kinderbetreu-
ung investiert wird, rund 4 Franken an die Ge-
sellschaft zurück.16

� Sozialisations- und Bildungseffekte: Nicht
berücksichtigt in den Kosten-Nutzen-Analysen
sind zusätzliche frühkindliche Sozialisations-
und Bildungseffekte, die von Kindertagesbe-
treuung ausgehen. Die Ergebnisse der inter-
national vergleichenden Schulstudien PISA und
IGLU haben die Relevanz frühkindlicher Förde-
rung im Elementarbereich für den späteren
Schulerfolg aufgezeigt. Der jüngste OECD-Ver-
gleich „Bildung auf einen Blick 2004“ weist in
diesem Zusammenhang auf die unterdurch-
schnittlichen Bildungsausgaben in Deutsch-
land hin und insbesondere auf das ungünstige
Betreuungsverhältnis in deutschen Kindergär-
ten (pro Betreuungsperson rund 24 Kinder, im
OECD-Mittel rund 15 Kinder).17 Eine eingehende
Vergleichsstudie zur frühkindlichen Förderung,
an der auch Baden-Württemberg teilnimmt,
wird voraussichtlich Anfang 2005 erscheinen.

16 Müller-Kucera, Karin/
Bauer, Tobias: Volkswirt-
schaftlicher Nutzen von
Kindertagesstätten, Bern
2000.

17 OECD: Education at a
Glance 2004.

Brutto-Einnahmeeffekte für die öffentliche Hand
bei einem Ausbau der Kindertageseinrichtungen
in Westdeutschland

T

Erwerbsaufnahme von
allen erwerbslosen Müttern1) 6,0 8,9 –

Erwerbsaufnahme von
erwerbslosen Akademikerinnen1) 1,1 1,4 –

Erwerbsaufnahme allein erziehender
Mütter1), die bisher Sozialhilfe erhalten
haben –2) –2) 1,5

Zusätzliches Fachpersonal
in Kindertageseinrichtungen 1,3 4,4 –

1) deren jüngstes Kind zwischen 2 und 12 Jahren alt ist und bislang nicht ganztägig betreut
wird – 2) In Zeile 1und 2 enthalten. Quelle: BMFSFJ/ DIW 2002.

Brutto-Einnahmeeffekte
durch …

Mehreinnahmen
bei der

Einkommen-
steuer

Beitragszuwachs
in der
Sozial-
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Die Kosten sollten gemeinsam
geschultert werden

Kosten-Nutzen-Betrachtungen zur Kindertages-
betreuung können gewisse Anhaltspunkte ge-
ben für eine angemessene Kostenverteilung
zwischen Bund, Ländern und Kommunen.

Von den Einnahmeeffekten bei einem Ausbau
der Kindertagesbetreuung profitieren die Kom-
munen lediglich zu einem kleinen Teil: durch
die Beteiligung an den Einnahmen aus der
Einkommensteuer (derzeit 15 %) sowie durch
mögliche arbeitsmarktabhängige Einsparungen
bei der Sozialhilfe. Die Kosten für Kindertages-
betreuung tragen die Kommunen zum größten
Teil, unterstützt durch die jeweiligen Landeszu-
schüsse. In Baden-Württemberg lag der Finan-
zierungsanteil der Kommunen am Kindergar-
tenbetrieb (Personal- und Sachkosten) im Jahr
2000 bei ca. 55 %. Das Land bezuschusste ca.
28 % der Betriebskosten durch Vorwegentnah-
men aus dem kommunalen Finanzausgleich.

Ein finanzielles Engagement des Bundes er-
scheint demnach angebracht, soll angesichts
der desolaten kommunalen Finanzen und des
drängenden Handlungsbedarfs ein spürbarer
Ausbau der Kinderbetreuung erreicht werden.
Die Bundesregierung plant derzeit die Kinder-
tagesbetreuung mit rund 1,5 Mrd. Euro zu för-
dern und hat das Tagesbetreuungsausbauge-
setz vorgelegt. Um diesen Betrag sollen die
Kommunen bei der geplanten Zusammenle-
gung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe ent-
lastet werden. Die Bundesvereinigung der
kommunalen Spitzenverbände bezweifelt aller-
dings, dass diese Entlastungen zustande kom-
men, und hält zudem auch ein Fördervolumen
von 2,5 Mrd. Euro für erforderlich.18  Der Bun-
desrat hat sich mehrheitlich dieser Auffassung
angeschlossen und den Gesetzentwurf in den
Vermittlungsausschuss verwiesen.

Rückgang der Kinderzahlen schafft
freie Kapazitäten

Die demografische Entwicklung bietet in ge-
wisser Weise günstige Rahmenbedingungen
für eine Verbesserung des Betreuungsangebots:
Nach der aktuellen Bevölkerungsvorausrech-
nung für Baden-Württemberg wird die Kinder-
zahl der 3- bis 6,5-Jährigen im Jahr 2012 im
Landesdurchschnitt um voraussichtlich 16 %
niedriger liegen als im Ausgangsjahr 2001
(Schaubild 6), mit regionalen Abweichungen
nach oben und unten.19  Dadurch werden in
den Kindergärten Kapazitäten frei, die für eine
Angebotsausdehnung (längere Öffnungszeiten,
Aufnahme von Kleinkindern, Hortkindern) oder

auch zur Steigerung der Betreuungsqualität
genutzt werden können (Frühförderung, Sprach-
förderung, Elternarbeit u.a.).

Einfluss auf die zukünftige Zahl der Kindergar-
tenkinder haben neben der demografischen
Entwicklung natürlich auch der Anteil der Eltern,
die ihr Kind tatsächlich in den Kindergarten
geben, ferner das Alter der Kinder, wenn sie in
den Kindergarten kommen, sowie das Einschu-
lungsalter. Laut Mikrozensus besuchten im
Jahr 2003 in Baden-Württemberg rund 87 % der
Kinder im Alter von 3 bis 6,5 Jahren den Kin-
dergarten. Würde diese Betreuungsquote weiter
steigen, zum Beispiel weil noch mehr Kinder
direkt mit 3 Jahren in den Kindergarten kom-
men, würde der demografisch bedingte Rück-
gang der Kindergartenplätze etwas gebremst.
Umgekehrt würde eine Absenkung des Ein-
schulungsalters durch eine veränderte Stich-
tagsregelung den Rückgang der Kindergarten-
plätze erhöhen.

Um abzuschätzen, wie das Betreuungsangebot
durch die frei werdenden Kapazitäten erweitert
werden kann, lässt sich auf Grundlage der ak-
tuellen Bevölkerungsvorausrechung folgende
überschlägige Berechnung anstellen: Unter An-
nahme einer konstanten Betreuungsquote könn-
te die Zahl der Kindergartenplätze in Regelein-
richtungen bis zum Jahr 2012 landesweit um
voraussichtlich 64 000 Plätze verringert werden.
Bei der Umwandlung von Regelplätzen sind die
höheren Kosten betreuungsintensiverer Ange-
bote (Ganztagesplätze im Kindergarten durch-
schnittlich mit Faktor 1,4, in altersgemischten
Einrichtungen mit Faktor 1,9 und in Kinder-
krippen mit Faktor 2,8) sowie die längeren
Betreuungszeiten bei Ganztagesplätzen (wö-
chentlich 35 bis 50 Stunden statt 30 Stunden)
zu berücksichtigen.20

S6
Mögliche Entwicklung
der Zahl der Kindergartenkinder
in Baden-Württemberg bis 2014*)

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 515 04

*) Es werden 3,5 Jahrgänge im Alter von 3 bis 6,5 Jahren angesetzt.
Bis 2001 Ist-Werte, danach Vorausrechnung Basis 2001.
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18 Pressemitteilung der Bun-
desvereinigung kommu-
naler Spitzenverbände
vom 14. Juli 2004.

19 Stein, Ulrich: Voraus-
sichtliche Bevölkerungs-
entwicklung in den Stadt-
und Landkreisen Baden-
Württembergs bis 2020,
in: Statistisch-prognos-
tischer Bericht 2003.

20 Datenbasis für die zu-
grunde gelegten Kosten-
relationen sind die Durch-
schnittskosten vergleich-
barer Kindertagesein-
richtungen nach Auskunft
des Landeswohlfahrts-
verbandes Württemberg-
Hohenzollern.
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Weitere Auskünfte erteilt
Jens Ridderbusch, Telefon 0711/641-2719
E-Mail: Jens.Ridderbusch@stala.bwl.de

� Demnach könnten durch Umwandlung der
nicht mehr benötigten Regelplätze im Laufe der
nächsten 10 Jahre beispielsweise rund 27 000
bis 39 000 zusätzliche Ganztagesplätze im Kin-
dergarten geschaffen werden (bei 35 bis 50
Stunden wöchentlicher Öffnungszeit), ohne für
den Gesamtbetrieb mehr Geld auszugeben.

� Alternativ könnten rund 20 000 bis 29 000
Ganztagesplätze in altersgemischten Gruppen
entstehen (bei 35 bis 50 Stunden wöchentlicher
Öffnungszeit).

� Alternativ könnten rund 14 000 bis 44 000
Krippenplätze für unter 3-Jährige geschaffen
werden (bei 15,5 bis 50 Stunden wöchentlicher
Öffnungszeit).

Der Versorgungsgrad mit Ganztagesplätzen im
Kindergarten würde demnach auf rund 17 % bis
20 % ansteigen – oder alternativ die Betreuungs-
quote für unter 3-Jährige auf rund 9 bis 20 %.
Weitere alternative Berechnungen zum Umbau
der Tageseinrichtungen sowie zur Förderung
der Tagespflege sind denkbar.

Der Ausbau der Kindertagesbetreuung kann
also zu einem nicht unerheblichen Teil durch
einen kostenneutralen Umbau des Systems
erreicht werden. Ob das tatsächlich auch ein-
tritt, hängt stark ab von den Prioritäten und dem

finanziellen Handlungsspielraum der Städte
und Gemeinden sowie auch von den Wirkungen
des neuen Kindergartengesetzes in Baden-
Württemberg. Ab 2004 erhalten die Kommunen
ein pauschales Budget für die Kindertagesbe-
treuung, ausgehend von den bisherigen grup-
penbezogenen Mittelzuweisungen des Jahres
2002 und angepasst an die jährliche Entwick-
lung der Kinderzahl. Das gedeckelte Budget
bietet gegenüber der bisherigen gruppenbe-
zogenen Förderung Nachteile für Kommunen,
die ab 2003 noch neue Kindergartengruppen
schaffen müssen, ermöglicht ihnen jedoch an-
dererseits, angesichts zurückgehender Kinder-
zahlen die frei werdenden Mittel für eine An-
gebotsverbesserung einzusetzen.

Die angestellte Berechnung zeigt aber auch: Um
ein dauerhaft bedarfsgerechtes Betreuungsan-
gebot zu verwirklichen, werden zusätzliche fi-
nanzielle Anstrengungen erforderlich sein. Dies
kann nur gemeinsam geschultert werden: Die
verstärkte Zusammenarbeit wichtiger politi-
scher und gesellschaftlicher Akteure unter Ein-
beziehung von Wirtschaftsverbänden, Unter-
nehmen und bürgerschaftlichem Engagement
ist hierfür ein erfolgversprechender Weg.

kurz notiert …

Neu: Statistik Kommunal – Hier steht
Ihre Gemeinde im Mittelpunkt!

Welchen Anteil hat die Siedlungs- und Verkehrs-
fläche in Ihrer Gemeinde? Wie hoch ist die Be-
völkerungsdichte Ihrer Kommune und wie hat
sich diese im letzten Jahrhundert entwickelt?
Wie ist das Durchschnittsalter und wie stark
weicht dieses vom Landesdurchschnitt ab? Wie-
viel Liter Wasser pro Tag verbraucht ein Einwoh-
ner Ihrer Kommune durchschnittlich?

Diese und weitere Fragen beantwortet die Pu-
blikation Statistik Kommunal für jede der 1 111
Kommunen Baden-Württembergs und somit
auch für Ihre Gemeinde. Die 24-seitige Bro-
schüre beinhaltet die wichtigsten gemeinde-
spezifischen Daten aus dem Landesinforma-
tionssystem Baden-Württemberg: von der Be-
völkerung über Beschäftigung und Arbeits-
markt, dem Verkehr, der Wohnsituation bis hin
zu den Kommunalfinanzen. Die Ergebnisse wer-
den in knapper und übersichtlicher Form darge-
stellt. Neben Tabellen und farbigen Schaubildern
runden kurze allgemein verständliche Texte zu

den 10 Kapiteln die Publikation ab. Dabei werden
die aktuellen Ergebnisse und ihre zeitliche Ent-
wicklung im kurzfristigen Vergleich sowie lang-
fristig abgebildet und liefern ein anschauliches
Bild der Veränderungen in Ihrer Gemeinde.

Die Broschüre ist für jede einzelne der 1 111 Ge-
meinden Baden-Württembergs erhältlich und
richtet sich vorwiegend an kommunale Ent-
scheidungsträger sowie an alle, die an umfas-
senden Informationen zu ihrer Gemeinde inte-
ressiert sind. Sie kann zum Preis von 7,50 Euro
je Exemplar zzgl. Versandkosten bei einer Min-
destabnahmemenge von 10 Exemplaren je
Gemeinde bestellt werden.

Sie wollen sich jederzeit Ihre Exemplare in der
gewünschten Anzahl selbst ausdrucken oder für
jeden zugänglich in Ihr Internetangebot aufneh-
men? Dann bestellen Sie die Broschüre für Ihre
Gemeinde als Druckvorlage auf einer CD-ROM.
Zusätzlich enthält die CD-ROM noch eine wei-
tere pdf-Datei zur Erweiterung Ihres Internet-
angebots. Der Preis der CD-ROM beträgt 98
Euro zzgl. Versandkosten.

Ihre Bestellung mit Angabe zu
der von Ihnen gewünschten
Gemeinde richten Sie bitte an
das Statistische Landesamt
Baden-Württemberg, Postfach
10 60 33, 70049 Stuttgart,
Tel. 0711/641-2866,
Fax 0711/60 18 74 51 oder
E-Mail vertrieb@stala.bwl.de.
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